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Rubriken
henden Ersatz der Helium-Neon-Röhren-Laser

durch die neue Diode. Auch hier ist
jedoch Voraussetzung, dass für die meisten
Anwendungsfälle eine optische Ausgangsleistung

von etwa 30 Milliwatt erreicht wird.
Der in Tokio genannte Listenpreis ist mit
umgerechnet rund 500 DM/Fr. nicht eben niedrig,

so dass ein Masseneinsatz im gegenwärtigen

Zeitpunkt noch nicht möglich ist. Man
kann aber damit rechnen, dass dieser Preis
bei wachsenden Stückzahlen ganz erheblich
sinkt. Zudem wird NEC mit einiger Sicherheit
nicht lange Zeit der einzige Anbieter dieses
neuen Diodentyps sein - die Vorteile und die
Anwendungsbreite sind zu gewichtig.
Aus: Genschow Technischer Informationsdienst

Ausgabe B 9/88

Recht / Droit

Polizeiliche Schliessung eines
Privat-Bahnübergangs
Fragen der Grundstück-
Zugänglichkeit
Die I. Öffentlichrechtliche Abteilung des
Bundesgerichtes hat eine Verwaltungsgerichtsbeschwerde

eines Grundeigentümers X
abgewiesen. Sie richtete sich gegen ein ihn
treffendes, bahnpolizeiliches Verbot, einen
privaten, u.a. seiner Parzelle als Zugang dienli¬

chen Bahnübergang zu benützen, an dem X

zugleich ein privatrechtliches Wegrecht hat.
Der Bahnübergang führt über die
Doppelspurlinie Zürich-Chur, hat nur beschränkte
Übersichtlichkeit, wird nun auf beiden Geleisen

in beiden Richtungen befahren und ist
daher gefährlich, namentlich für Personen,
die mit den örtlichen Verhältnissen nicht so
vertraut sind. Das Eidg. Verkehrs- und
Energiewirtschaftsdepartement hatte das
Benützungsverbot gestützt auf öffentliches Recht
des Bundes, nämlich Art. 19 des Eisenbahngesetzes,

erlassen. Danach sind die
Bahnunternehmungen zu Vorkehren verpflichtet,
die zur Vermeidung der Gefahr für Personen
und Sachen notwendig sind. Das Bundesgericht

erklärte, selbst wenn in dieser polizeilichen

Anordnung - rein faktisch betrachtet -
die Aufhebung einer Kreuzung gesehen
würde, so fände doch Art. 24 jenes Gesetzes
keine Anwendung. Denn diese Vorschrift gilt
ausdrücklich für die Schaffung neuer oder
die Änderung bestehender Kreuzungen
zwischen Bahn und Strasse. Es ergäbe aber
keinen Sinn, sie analog auch bei Kreuzungs-
Aufhebungen beizuziehen. Das Bundesgericht

war infolgedessen auch nicht etwa
gegen eine Verfügung angerufen worden, die
Pläne betrifft und für die es nach Art. 99
Buchstabe c des Bundesgesetzes über die
Organisation der Bundesrechtspflege
unzuständig gewesen wäre. Es trat daher auf die
Verwaltungsgerichtsbeschwerde ein.

Zulässiges Verbot
Dass der Bahnübergang eine Gefahren¬

quelle darstellt, war unbestritten. X erachtete
die Schliessung jedoch für unverhältnismässig.

Der Übergang werde nur von Führungspersonal

der Firma X zur Bewirtschaftung,
Kontrolle und Überwachung einer Parzelle
zwischen Bahn und Seeufer benützt. Ferner
könne der Kreis weiterer Benutzer, die das
auf der Parzelle Y gelegene Bootshaus eines
Seeclubs aufsuchten, altersmässig und auf
dessen Leiter eingeschränkt werden. Dieser
Kreis erschien dem Bundesgericht aber
angesichts der Gefahrenlage - welche auch die
Zugspassagiere bei einer Notbremsung ein-
schliesst - immer noch zu gross. Im Hinblick
darauf, dass die Parzelle X über einen nur
knapp 250 m entfernten, mit Barriere
gesicherten Übergang zugänglich ist, erschien
die Schliessungsverfügung nicht
unverhältnismässig. Der beschränkte Benutzerkreis
ergibt keine Notwendigkeit für diesen
Privatübergang.

X machte aber noch geltend, der Übergang
müsse aus Gründen der Rechtsgleichheit
beibehalten werden. Es gebe namentlich in

derselben Gemeinde noch weitere solche
Übergänge, deren Bestand gewährleistet
bleibe unter der Voraussetzung, dass die
Tore beidseitig verschlossen blieben, die
Schlüsselgewalt beim Rechtsinhaber liege
und der Benutzerkreis limitiert und bekannt
sei. X empfand es als besonders stossend,
dass der Übergang, der für X verboten
werde, noch fünf Jahre lang den Eigentümern

der Nachbarparzelle Y offen bleibe. Die
Gefährlichkeit des vorliegenden Übergangs
erfordert aber dem Bundesgericht zufolge
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Rubriques
Schutzvorkehren. Die Aufrechterhaltung des
heutigen Zustands könne auch unter dem
Aspekt der Rechtsgleichheit nicht gefordert
werden. Gefährliche Kreuzungen sollen
saniert werden, doch können nicht alle gleichzeitig

untersucht werden. Die Sanierungen
erfolgen in Etappen. Es besteht kein
Anspruch auf Gleichbehandlung hinsichtlich
des Duldens polizeiwidriger Zustände. Was
die Parzelle Y anbelangt, so wird sie einzig
durch den Privatübergang erschlossen. Wird
dieser beseitigt, hat sie keinen Zugang mehr.
Sie hat weniger Benutzer als X; doch wird
auch für Y der Übergang geschlossen, so
bald für die Parzelle Y ein anderer Zugang
(Notwegrecht über Parzelle X) sichergestellt
ist. Dies rechtfertigt zur Zeit die Ungleichbehandlung

der beiden dienstbarkeitsberech-
tigten Parzelleneigentümer.
X forderte endlich, die SBB hätten innert 12

Monaten für einen Ersatz zu sorgen. Die
SBB dürfen es in der Tat nicht bei der polizeilichen

Sofortmassnahme bewenden lassen.
Das Verbot verhindert die Ausübung des
bestehenden Wegrechtes, ohne dass dieses an
sich aufgehoben wäre. Es ist eine Rechtslage

entstanden gleich jener bei vorzeitiger
Inbesitznahme eines zu enteignenden Rechtes

in Form der Unterdrückung einer Dienstbarkeit

oder der zwangsweisen Auferlegung
einer Duldungsservitut (vgl. Bundesgerichtsentscheide

BGE 111 Ib 24; 106 Ib 244 f.; 102
Ib 176). Die SBB werden X entweder auf
gütlichem oder auf dem Enteignungsweg
Realersatz oder eine Entschädigung zu leisten
haben, wobei diese vom Zeitpunkt an zu
verzinsen sein wird, in dem das umstrittene
Recht faktisch in Besitz genommen worden
ist. Im übrigen wird für Y ohnehin ein neuer
Zugang geschaffen werden müssen, der
möglicherweise auch X als Ersatz dienen
könnte. Doch ist dies nicht innert 12 Monaten
realisierbar, so dass die Beschwerde auch in

diesem Punkte abgewiesen werden musste.
(Urteil vom 15. Juni 1987). R. Bernhard

Notarielle Bestätigung
schweizerischen Charakters
einer Immobiliengesellschaft
ist ungenügend
Eine seit 1979 im Handelsregister eingetragene

Aktiengesellschaft mit Sitz im Kanton
Bern, die ein Grundkapital von Fr. 50 000.—
aufweist wollte im Tessin für 2,2 Millionen
Franken Grundeigentum aufkaufen. Als nach
dem schweizerischen Charakter der AG
gefragt wurde, wies sie eine Bescheinigung
eines bernischen Notars vor, wonach er die
gesamten Geschäftsunterlagen, so auch den

gesamten Geldverkehr und das Aktienpaket,
überprüft habe und bestätigen könne, dass
die Gesellschaft, die ihm persönlich bekannt
sei, nicht unter die Bewilligungspflicht für den
Grundstückerwerb durch Personen im Ausland

falle. Die zuständige Tessiner
Rekurskommission erklärte hierauf- anders als ihre
Vorinstanz - das Kaufgeschäft für nicht be-

willigungspflichtig. Eine Verwaltungsgerichtsbeschwerde

des Bundesamtes für Justiz ge¬

gen diesen Entscheid hatte aber vor der II.

Öffentlichrechtlichen Abteilung des
Bundesgerichtes Erfolg. Die notarielle Bestätigung
genügte nicht.
Es handelte sich hier um eine typische
Immobiliengesellschaft im Sinne von Art. 4 Abs. 1

Buchstabe e des heutigen Bundesgesetzes
über den Erwerb von Grundstücken durch
Personen im Ausland (BewG oder Lex Friedrich).

Der Anteilserwerb an einer solchen
juristischen Person wäre heute bewilligungs-
pflichtig. Unter dem früheren Bewilligungsrecht

musste jedoch nur geklärt werden, ob
die Erwerber von Gesellschaftsanteilen selber

- als Personen im Ausland - bewilli-
gungspflichtig waren. Im vorliegenden Fall

war nicht amtlich geklärt, ob das Grundkapital

von Anfang an mehrheitlich aus Grundeigentum

bestanden hatte und ob die Gesellschaft

bereits altrechtlich als Immobiliengesellschaft

zu gelten hatte. Das konnte auch
offen bleiben. Dagegen musste nun im
Hinblick auf das Kaufsvorhaben im Tessin
Gewissheit darüber gewonnen werden, dass
die AG nicht von Personen im Ausland
beherrscht ist und dass die Aktionäre ihren Anteil

an der Gesellschaft gültig erworben
hatten. Dazu musste die Behörde die Identität
jedes Aktionärs kennenlernen. Daran fehlte
es hier. Das Rechtliche ergibt sich aus Art. 2,
Art. 5 Abs. 1 Buchstabe c und Art. 6 BewG.
Nach Art. 22 Abs. 1 BewG ist ein
Beweiserhebungsverfahren vorgeschrieben, an das
die kantonalen Behörden sich zu halten
haben. Sie stellen nur auf Vorbringen ab, die sie

geprüft und über die sie nötigenfalls Beweise
erhoben haben. Wenn nun eine AG mit
50 000 Franken Grundkapital Immobilien im
Werte von 2,2 Mio Fr. erwerben will, so hat
sie entweder die Mittel dazu oder muss sie
sich bei Dritten verschaffen. In diesem Fall

stellt sich die Frage nach der Herkunft dieser
Mittel im Rahmen von Art. 5 und 6 BewG.
Hier nun wurde weder abgeklärt, ob die
Aktionäre ihre Anteile aus eigenen Mitteln libérien

hatten, noch woher die unerlässlichen
Mittel kommen. Die Angaben des Notars waren

zu unbestimmt, als dass die Behörde
hätte darauf abstellen können. Die kantonale
Rekurskommission hatte daher, indem sie
sich für eine NichtUnterstellung unter die
Bewilligungspflicht entschied, die bundesrechtlichen

Pflichten gemäss Art. 22 Abs. 1 BewG
verletzt.
Eine notarielle Bescheinigung, welche sich
nicht auf den Parteiwillen bezieht, sondern
auf andere Tatsachen, erlangt laut der weiterhin

geltenden Bundesgerichtspraxis (Bun-
desgerichtsentscheid BGE 100 Ib 474-476,
Erwägung 5b) trotz der in Art. 18 Abs. 2 der
Verordnung über den Erwerb von Grundstük-
ken durch Personen im Ausland (BewV) über
die Beweiskraft öffentlicher Urkunden
festgehaltenen Angaben keine Beweiswirkung
hinsichtlich der Bewilligungsfreiheit. Selbst
wenn im Tessin provisorische
Vollzugsbestimmungen dem Notar in diesem Bereich
die Befugnis zu Attesten erteilen, so hat der
Staatsrat diesen doch keine eigentliche
Beweiskraft zugesprochen. Ausserdem hatte
der Notar hier weder die entscheidenden
Tatsachen noch die sie stützenden Urkunden in

geeigneterweise genannt. (Urteil vom 3.12.
1987). R. Bernhard

Richtplanung,
Nutzungsplanung und
Rechtsschutz
Die Volksinitiative zur Rettung der Region
von Lavaux hatte eine heute als richtplanar-
tig anzusprechende Gesetzgebung zur
Folge. Deren Umsetzung in die gemeindeweise

Nutzungsplanung ruft raumplanungskonformen

Rechtsschutzmöglichkeiten, die
mehr als nur die Prüfung der Richtplankonformität

erheischen. Das Bundesgericht
erachtete die konkrete Ausübung dieses
Rechtsschutzes als zureichend.
Auf Grund der Annahme der kantonalen
Volksinitiative «Sauver Lavaux» am 12. Juni
1977 wurde ein Art. 6bis in die waadtländi-
sche Verfassung aufgenommen. Er erklärt
die Lavaux-Gegend zwischen der Lutrive
und Corseaux zum Landschaftsschutzgebiet
und verweist die Durchführung auf den
Gesetzgebungsweg. Das 1979 in Kraft gesetzte
Durchführungsgesetz schied in der
Gemeinde Puidoux einen landwirtschaftlichen
Bereich aus. In diesen fällt ein Teil der Umgebung

des «Signal de Chexbres». Erfasst wurden

davon auch zwei bisher dem Getreideanbau

dienende Grundstücke. Nach dem
kommunalen Zonenplan von 1969/70 befanden
sie sich im übrigen Gemeindegebiet. Mit den

dringlichen Bundesmassnahmen von 1972
wurden sie in eine Schutzzone aufgenommen.

Das erwähnte Durchführungsgesetz
brachte mit sich, dass sie in den Lavaux-

Schutzplan aufgenommen wurden. 1982
schuf die Gemeinde eine neuen Nutzungs-
Zonenplan, der hier eine Landwirtschaftzone
anordnete. Dieser widersetzten sich die

Eigentümer beider Grundstücke erfolglos,
zuletzt vor dem Staatsrat. Dies führte zu einer
staatsrechtlichen Beschwerde der Eigentümer.

Sie wurde von der I. Öffentlichrechtlichen

Abteilung des Bundesgerichtes
abgewiesen.

Späteres Raumplanungsgesetz
massgebend
Die Beschwerdeführer hatten eine Verletzung

der kantonales Recht brechenden Kraft
des Bundesrechts geltend gemacht (Art. 2

der Übergangsbestimmungen der
Bundesverfassung). Sie erachteten sich in ihrer
Rechtsstellung dadurch verletzt, dass die
Waadtländer Behörden sich durch den La-

vaux-Schutzplan gebunden fühlten. Zu
diesem Schutzplan hätten die beiden Eigentümer

jedoch keine Gelegenheit zur Äusserung

erlangt. Die Beschwerdeführer beriefen
sich hiebei auf die Art. 8 und 33 des
Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG), d.h.
auf die Bestimmung über den Mindestinhalt
der Richtpläne und auf jene über die öffentliche

Auflage der Nutzungspläne.
Der gesetzliche Lavaux-Schutzplan war vor
dem RPG in Kraft gesetzt worden, das in Art.
8 den Mindestinhalt kantonaler Richtpläne
überschreibt. Dies schloss eine Prüfung seiner

Rechtsnatur nicht aus. Er gleicht einer
Planungszone, ohne deren zeitliche Begrenzung

auf fünf Jahre gemäss Art. 27 Abs. 2

RPG aufzuweisen. Er bestimmt in globaler
Weise und für die Behörden verbindlich die
Nutzungsweise. Deren parzellenscharfe
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Festlegung bleibt hingegen Sache der
kommunalen Nutzungsplanung. Der Lavaux-
Schutzplan steht damit inhaltlich einem
kantonalen Richtplan im Sinne von Art. 6 ff. RPG
und von Art. 3 der zugehörigen Vollzugsverordnung

gleich.

Umfassender Rechtsschutz
Die Art der Beziehung zwischen Rieht- und
Nutzungsplanung bedingt, dass der umfängliche

Rechtsschutz der betroffenen Eigentümer

anlässlich letzterer Platz greife. Das
Nähere regelt Art. 33 RPG. Dieser Rechtsschutz

darf natürlich nicht beschränkt
werden, wenn die Nutzungsplanung auf einen
Vollzug der Richtplanung hinausläuft. Der
gegen die Nutzungsplanung Einsprache oder
Rekurs erhebende Eigentümer darf also die
Verfassungsmässigkeit der Richtplanung
insoweit in Frage stellen, als die Planungsbehörde

sich darauf zu beschränken hatte, den
Inhalt der Richtplanung in die Nutzungsplanung

überzuführen. Letztere verwirklicht
dann lediglich eine vorbestehende virtuelle
Schädigung seiner Interessen, welche der
Eigentümer bei Anlass der Richtplangenehmigung

noch nicht geltend machen konnte.
Im vorliegenden Fall hatte der Staatsrat als
letzte kantonale Instanz zwar nicht die Befugnis,

den Lavaux-Schutzplan des Gesetzgebers

abzuändern. Dennoch hatte er die
streitigen Massnahmen der Gemeinde frei überprüft

und eine vollständige Interessenabwägung

vorgenommen. Er beschränkte sich
nicht darauf, nur die Übereinstimmung des
Nutzungsplans mit dem Richtplan zu kontrollieren.

Damit heilte er auch die allzu grosse
Beschränkung auf eine solche Kontrolle, welche

der Gemeinderat sich gegenüber den
Einsprechern auferlegt hatte. Die Behauptung,

der Staatsrat habe den Vorrang des
Bundesrechtes nicht beachtet und den durch
Art. 4 der Bundesverfassung garantierten
Anspruch, angehört zu werden, nicht
gewährt, erwies sich infolgedessen als grundlos.

(Urteil vom 21. August 1987).
R. Bernhard
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